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Auf nach Berlin!
Friedensbewegung bereitet Demonstration am 8. Oktober vor

U
nterschiedliche Initiativen der 
bundesdeutschen Friedensbe-
wegung verabredeten auf der 

Aktionskonferenz am Wochenende in 
Dortmund, gemeinsam gegen die ak-
tuellen Kriege und ihre Ausweitung 
aktiver zu werden und auf die Straße 
zu gehen.

Die Friedensbündnisse der „Koope-
ration für den Frieden“, des „Bundes-
ausschusses Friedensratschlag“ und der 
„Berliner Friedenskoordination“ einig-
ten sich auf eine gemeinsame Plattform, 
um am 8. Oktober 2016 unter dem Mot-
to „Die Waffen nieder – Kooperation 
statt NATO-Konfrontation  – Abrüs-
tung statt Sozialabbau“ in Berlin gegen 
die aktuelle Politik der Bundesregie-
rung auf die Straße zu gehen.

Die Friedensbewegung wirbt für 
ihre Aktion um breite Unterstützung 
von Organisationen, Gewerkschaften 
und Initiativen, um die Friedensfrage 
wieder zum zentralen Punkt der politi-
schen Auseinandersetzung in unserem 
Land zu rücken.
Im Folgenden dokumentieren wir den 
Beschluss der Aktionskonferenz vom 
2. Juli 2016:

Die Waffen nieder
Kooperation statt NATO-
Konfrontation
Abrüstung statt Sozialabbau

Die aktuellen Kriege und die militä-
rische Konfrontation gegen Russland 
treiben uns auf die Straße.

Deutschland befindet sich im 
Krieg fast überall auf der Welt. Die 
Bundesregierung betreibt eine Poli-
tik der drastischen Aufrüstung. Deut-
sche Konzerne exportieren Waffen in 
alle Welt. Das Geschäft mit dem Tod 
blüht.

Dieser Politik leisten wir Wider-
stand. Die Menschen in unserem Land 
wollen keine Kriege und Aufrüstung – 

sie wollen Frieden. Die Politik muss 
dem Rechnung tragen.

Wir akzeptieren nicht, dass Krieg 
immer alltäglicher wird und Deutsch-
land einen wachsenden Beitrag dazu 
leistet: in Afghanistan, Irak, Libyen, 
Syrien, Jemen, Mali. Der Krieg in der 
Ukraine ist nicht gestoppt. Immer geht 
es letztlich um Macht, Märkte und 
Rohstoffe. Stets sind die USA, NATO-

Mitgliedstaaten und deren Verbündete 
beteiligt, fast immer auch direkt oder 
indirekt die Bundesrepublik.

Krieg ist Terror. Er bringt millio-
nenfachen Tod, Verwüstung und Cha-
os. Millionen von Menschen müssen 
�iehen. Ge�üchtete brauchen unsere 
Unterstützung und Schutz vor rassisti-
schen und nationalistischen Übergrif-
fen. Wir verteidigen das Menschen-
recht auf Asyl. Damit Menschen nicht 
�iehen müssen, fordern wir von der 
Bundesregierung, jegliche militärische 
Einmischung in Krisengebiete einzu-
stellen. Die Bundesregierung muss an 
politischen Lösungen mitwirken, zivile 
Kon�iktbearbeitung fördern und wirt-
schaftliche Hilfe für den Wiederaufbau 
der zerstörten Länder leisten.

Die Menschen brauchen weltweit 
Gerechtigkeit. Deshalb lehnen wir neo-
liberale Freihandelszonen wie TTIP, 
CETA, ökologischen Raubbau und die 
Vernichtung von Lebensgrundlagen ab.

Deutsche Waffenlieferungen heizen 
die Kon�ikte an. Weltweit werden täg-
lich 4,66 Milliarden Dollar für Rüstung 
verpulvert. Die Bundesregierung strebt 
an, in den kommenden acht Jahren 
ihre jährlichen Rüstungsausgaben von 
35 auf 60 Milliarden Euro zu erhöhen. 
Statt die Bundeswehr für weltweite 
Einsätze aufzurüsten, fordern wir, un-
sere Steuergelder für soziale Aufgaben 
einzusetzen.

Das Verhältnis von Deutschland 
und Russland war seit 1990 noch nie so 
schlecht wie heute. Die NATO hat ihr 

altes Feindbild wiederbelebt, schiebt 
ihren politischen Ein�uss und ihren 
Militärapparat durch Stationierung 
schneller Eingreiftruppen, Militärma-
növer, den sogenannten Raketenab-
wehrschirm  – begleitet von verbaler 
Aufrüstung  – an die Grenzen Russ-
lands vor. Das ist ein Bruch der Zusa-
gen zur deutschen Einigung. Russland 
antwortet mit politischen und militäri-
schen Maßnahmen. Dieser Teufelskreis 
muss durchbrochen werden. Nicht zu-
letzt steigert die Modernisierung ge-
nannte Aufrüstung der US-Atomwaf-
fen die Gefahr einer militärischen Kon-
frontation bis hin zu einem Atomkrieg. 
Sicherheit in Europa gibt es nur MIT 
und nicht GEGEN Russland.

Wir verlangen von der Bundesre-
gierung den Abzug der Bundeswehr 
aus allen Auslandseinsätzen, die dras-
tische Reduzierung des Rüstungsetats, 
den Stopp der Rüstungsexporte und 
die Ächtung von Kampfdrohnen, kei-
ne Beteiligung an NATO-Manövern 
und Truppenstationierungen entlang 
der Westgrenze Russlands. Wir sagen 
Nein zu Atomwaffen, Krieg und Mi-
litärinterventionen. Wir fordern ein 
Ende der Militarisierung der EU. Wir 
wollen Dialog, weltweite Abrüstung, 
friedliche zivile Kon�iktlösungen und 
ein auf Ausgleich basierendes System 
gemeinsamer Sicherheit.

Für diese Friedenspolitik setzen wir 
uns ein. Wir rufen auf zur bundesweiten 
Demonstration am 8.10.2016 in Berlin.

Dortmund, den 2. Juli 2016

Suche nach Endlager beginnt von vorn
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In eigener Sache

Am kommenden Freitag er
scheint die UZ nach dieser er
weiterten Ausgabe nicht. Die 
nächste UZ erscheint am Frei
tag, dem 22. Juli 2016.

Meinst du, die Russen wollen Krieg?
Die Friedensbewegung mobilisiert zu neuen Protesten gegen die NATO

E
s wird derzeit weiter massiv Stim-
mung gemacht. Provoziert. Russ-
land plane eine Aggression, heißt 

es immer wieder aus NATO-Kreisen. 
Vor allem mit Verweis auf die Krim 
und die Ostukraine. Aktuell gilt die 
Ankündigung als nun schon gar nicht 
hinnehmbar, Russland wolle als Ant-
wort auf die NATO-Absichten, in Po-
len und in den baltischen Staaten die 
militärische Anwesenheit des Bünd-
nisses auszubauen und Raketen in Po-
len zu stationieren, die eigene Präsenz 
in der russischen Enklave Kaliningrad 
verstärken.

Russlands Präsident Wladimir 
Putin hatte am Donnerstag der ver-
gangenen Woche der NATO antirus-
sische Aktivitäten in Osteuropa vor-
geworfen. „Die Allianz unternimmt 
konfrontative Schritte gegen uns“, 
erklärte er, und auch, Russland wer-
de auf Übungen und Truppenver-
stärkungen der NATO in ihren öst-
lichen Bündnisstaaten angemessen 
reagieren. „Wir werden aber nicht 
in einen militaristischen Rausch ver-
fallen.“

Die bisherigen russischen Bemü-
hungen um Kon�iktlösung und die 
russischen Verhandlungsangebote 
waren für die Kriegstreiber in der 
NATO offenbar völlig uninteressant. 
Sie passen nicht in ihr Konzept. Sie 
wollen offenbar eine weitere Zuspit-
zung. Und deshalb wurde auch in den 
vergangenen Tagen in Warschau, in 
Brüssel usw. noch einmal Stimmung 
gemacht.

Eine Woche vor dem NATO-Gip-
fel in Warschau am 8. und 9. Juli hat-
te NATO-Generalsekretär Jens Stol-
tenberg gegenüber „Bild am Sonntag“ 
erklärt: „Der Nato-Gipfel in War-
schau �ndet zu einem Zeitpunkt statt, 
der entscheidend für unsere Sicher-

heit ist.“ Und meinte dann weiter – 
ohne irgendwelche Belege: „Wir ste-
hen vor unvorhersehbaren Gefahren 
und komplexen Herausforderungen, 
einschließlich eines Russlands, das 
bereit ist, Gewalt anzuwenden, um 
Grenzen zu verändern.“ Die NATO 
will auf dem Gipfel in Warschau be-
schließen, ab dem kommenden Jahr 
zusätzlich 4 000 Soldaten in die balti-
schen Staaten und nach Polen zu ver-
legen – zur Abschreckung Russlands. 
Die Bundeswehr ist dabei. Nicht nur 
mit Fliegern im Baltikum. Doch die 
polnischen Partner, die PiS-Regie-
rung, wie die NATO-Partner in Est-
land, Litauen und Lettland drängen 
auf mehr.

Wer sich in der Geschichte aus-
kennt, weiß: So etwas gehörte in der 
Vergangenheit stets zur Kriegsvorbe-
reitung: Forderungen stellen, Druck 
aufbauen, diesen Druck Schritt für 
Schritt erhöhen. Und wer nicht klein 
beigab, sich erpressen ließ, der hat-
te … So etwas gehörte immer auch 
zur Kriegsvorbereitung nach Innen. 
Hierzulande hakt das derzeit aber 
offenbar.

Die NATO teilte zudem am Mon-
tag auch mit, sie gehe derzeit bei den 
Verteidigungsausgaben der Mitglie-
der von einem Plus von fast drei Pro-
zent (ohne die USA und Kanada) aus. 
Für Generalsekretär Stoltenberg ist 
das ein Trend „in die richtige Rich-
tung“, auch wenn nicht alle europä-
ischen Partner im Bündnis schon so 
aufrüstungswillig sind wie Griechen-
land (plus 2,38 Prozent), Großbri-
tannien (2,21 Prozent), Estland (2,16 
Prozent) und Polen (2,0 Prozent). Die 
Rüstungsindustrie wird ein wenig zu-
friedener sein und es mag sein, dass 
nach dem NATO-Gipfel ihre Zufrie-
denheit weiter zunimmt.

Stoltenberg erklärte aber auch: 
Eine Konfrontation mit Russland 
suche die NATO nicht. Als jedoch 
der deutsche Außenminister Walter 
Steinmeier vor zwei Wochen vor dem 
„Säbelrasseln“ gegenüber Russland 
warnte, wurde er von den „Falken“ in 
den NATO-Staaten und von Stolten-
berg sofort brüsk zurückgewiesen.

Wir brauchen ein „Stoppsignal“ hat 
nun aber auch der Russlandbeauftrag-
te der Bundesregierung, Gernot Erler 
(SPD), gefordert. In einem Gespräch 
mit der „Passauer Neuen Presse“ ver-
teidigte der SPD-Politiker in der ver-
gangenen Woche Steinmeiers Aussa-
gen zur Russland-Politik der NATO.

„Stationierungsentscheidungen
und Militär-Operationen schaukeln 
sich wechselseitig hoch. Das ist ge-
fährlich“, so Erler. „Es ist gut, dass 
Außenminister Steinmeier darauf 
hinweist. Der Aufschrei zeigt, dass er 
da einen Punkt getroffen hat.“ Erler 
forderte, die Eskalation zu stoppen: 
„Genau aus solchen Entwicklungen 
heraus entstehen unkontrollierte Si-
tuationen bis hin zum Krieg.“

Doch was wird Merkel auf dem 
NATO-Gipfel äußern?

„Meinst du, die Russen wollen 
Krieg?“ Auch mit diesem Lied (Text 
von Jewgeni Jewtuschenko) gedach-
ten viele Menschen in den vergange-
nen Wochen des 75. Jahrestages des 
Überfalls Hitlerdeutschlands und sei-
ner Verbündeten auf die Sowjetunion. 
Niemand kann heute ermessen, wel-
ches unglaubliche Leid die Menschen 
in diesem Vernichtungskrieg der Fa-
schisten und bei der Abwehr der Ok-
kupanten erfahren mussten.

In diesen Tagen musste die Frie-
densbewegung nun nach Warschau 
mobilisieren. Skeptisch, ob die Pro-
teste gegen das aggressive Bündnis 

und seine Kriege im von der PiS re-
gierten Polen überhaupt möglich sein 
werden, welche Grundrechte da ein-
geschränkt werden.

Egal wie diese Proteste verlau-
fen, wir sagen auch weiter „Nein“ zur 
NATO und ihrer aggressiven Politik, 
zu Aufrüstung und Bundeswehrein-
sätzen in aller Welt. Wir sagen „Ja“ 
zu Verständigung, zu Gesprächen, zu 
politischen Lösungen.

Und am 8. Oktober gehen wir alle 
in Berlin auf die Straße: Gegen die 
NATO und ihre Kriegspolitik, gegen 
die Kriegsbeteiligung Deutschlands. 
Und dazu gehören auch alle, die wie 
wir in der DKP die Entwicklung im 
heutigen kapitalistischen Russland 
mehr als nur kritisch sehen.

In der Erklärung der Aktionskon-
ferenz in Dortmund vom 2. Juli heißt 
es unter anderem: „Das Verhältnis 
von Deutschland und Russland war 
seit 1990 noch nie so schlecht wie heu-
te. Die NATO hat ihr altes Feindbild 
wiederbelebt, schiebt ihren politi-
schen Ein�uss und ihren Militärappa-
rat durch Stationierung schneller Ein-
greiftruppen, Militärmanöver, dem 
sogenannten Raketenabwehrschirm – 
begleitet von verbaler Aufrüstung – 
an die Grenzen Russlands vor. Das ist 
ein Bruch der Zusagen zur deutschen 
Einigung. Russland antwortet mit po-
litischen und militärischen Maßnah-
men. Dieser Teufelskreis muss durch-
brochen werden. Nicht zuletzt steigert 
die Modernisierung genannte Aufrüs-
tung der US-Atomwaffen die Gefahr 
einer militärischen Konfrontation bis 
hin zu einem Atomkrieg. Sicherheit 
in Europa gibt es nur MIT und nicht 
GEGEN Russland.“

Auf nach Berlin! Nina Hager
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